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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Innenausstattung 
von Kraftfahrzeugen (Widerstandsfähigkeit der Sitze 
und ihrer Verankerung) 

— Drucksache 7/856 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft wird durch unterschiedliche Konstruktionsvor- 
schriften bezüglich der Sitze und ihrer Verankerungen behin- 
dert. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen die Rechtsvorschriften angeglichen 
werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/1565 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Oetting 


Der in der Drucksache 7/856 enthaltene Richt- 
linienentwurf wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 13. September 1973 
dem Ausschuß für Verkehr zur Beratung überwie- 
sen, der die Vorlage in seiner Sitzung am 16. Ja- 
nuar 1974 behandelt hat. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird z. Z. noch , durch 
unterschiedliche technische Konstruktionsvorschrif- 
ten behindert. Ziel des vorliegenden Richtlinien- 
vorschlages ist es, diese Vorschriften in einem we- 
sentlichen Punkte, und zwar bezüglich der Wider- 
standsfähigkeit der Sitze und ihrer Verankerungen, 
aneinander anzupassen, damit auf diese Weise das 
Verfahren über die gemeinschaftliche Betriebs- 
erlaubnis anwendbar wird. Tnhaltsgleiche Regelun- 


I gen wurden, bereits früher von der UNO-Wirt- 
; Schaftskommission für Europa erlassen (Regelung 
' Nr. 17) und auch von den meisten Automobil-Firmen 
i befolgt. Künftig sind derartige Normen für den ge- 
samten Bereich der EWG rechtsverbindlich. 

Der Ausschuß für Verkehr begrüßt den Richt- 
linienentwurf auch unter dem Gesichtspunkt der Er- 
I höhung der Verkehrssicherheit. Er hält es jedoch 
i für erforderlich, bei den weiteren Verhandlungen 
I in Brüssel darauf hinzuwirken, daß der Anhang III, 

! der für Kraftomnibusse und Lastkraftwagen gelten 
soll, nochmals überarbeitet wird, und zwar gege- 
I benenfalls auch in Abstimmung mit der UN-Wirt- 
schaftskommission für Europa, deren Arbeiten auf 
diesem Gebiet noch nicht abgeschlossen sind. 


Bonn, den 16. Januar 1974 


Dr. Oetting 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Von dem Richtlinienentwurf in Drucksache 7/856 wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß der Anhang III überarbeitet wird. 


Bonn, den 16. Januar 1974 

Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Dr. Oetting 

Vorsitzender Berichterstatter 
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